
 

 

 

 

 

 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

Frankfurt am Main 

ISIN: DE000A0XFSF0 / WKN: A0XFSF 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: DEMIRE_oHV2025 

 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2025 

der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

(„Gesellschaft“) 

(virtuelle Hauptversammlung) 

 

 

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre, 

 

hiermit laden wir Sie herzlich zu der  

 

am Mittwoch, den 14. Mai 2025, um 14:00 Uhr (MESZ), 

 

im Internet unter der Adresse https://www.demire.ag und dort im Bereich „Investor Relati-

ons“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter der Adresse  

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

virtuell im Sinne von § 118a Aktiengesetz („AktG“), d.h. ohne physische Präsenz der Aktionäre 

oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter), abgehaltenen ordentlichen Hauptversammlung der DEMIRE Deutsche Mittelstand 

Real Estate AG, Frankfurt am Main, („Virtuelle Hauptversammlung“) ein. Der Ort der Virtuel-

len Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist das Notariat Gerns & Partner, An der 

Welle 3, 60322 Frankfurt am Main. Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevoll-

mächtigten, mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, an der 

Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 
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Nähere Erläuterungen zur Ausübung Ihrer Aktionärsrechte im Zusammenhang mit der Virtu-

ellen Hauptversammlung finden Sie nachstehend im Abschnitt III „Weitere Angaben zur Ein-

berufung“. 

 

 

I. 

Tagesordnung 

 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real 

Estate AG zum 31. Dezember 2024, des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. De-

zember 2024 sowie des zusammengefassten Lageberichtes für die Gesellschaft und 

den Konzern für das Geschäftsjahr 2024 – einschließlich des erläuternden Berichts des 

Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a Satz 1, 315a Satz 1 des Handelsgesetzbuchs – 

sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 

 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss sowie den Kon-

zernabschluss am 19.03.2025 gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Die 

Hauptversammlung hat zu diesem Tagesordnungspunkt 1 daher keinen Beschluss zu fas-

sen. Der Jahresabschluss, der Konzernabschluss und der zusammengefasste Lagebericht 

für die DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG und den DEMIRE-Konzern, der er-

läuternde Bericht des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a Satz 1, 315a Satz 1 des 

Handelsgesetzbuchs und der Bericht des Aufsichtsrats sind der Hauptversammlung zu-

gänglich zu machen. 

Der Vorstand und, betreffend den Bericht des Aufsichtsrats, der Aufsichtsrat werden die 

zugänglich gemachten Unterlagen im Rahmen der Hauptversammlung erläutern.  

Der nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches aufgestellte Jahresabschluss der 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG zum 31. Dezember 2024 weist einen Bi-

lanzverlust aus. Daher sieht die Tagesordnung der diesjährigen ordentlichen Hauptver-

sammlung keine Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Verwendung des Bi-

lanzgewinns vor. 

 

 

2. Beschlussfassungen über die erneute Vertagung der Entlastung des ehemaligen Mit-

glieds des Vorstands Ralf Kind für das Geschäftsjahr 2019, über die (erneute) Verta-

gung der Entlastung des ehemaligen Mitglieds des Vorstands Prof. Dr. Alexander Goe-

pfert für die Geschäftsjahre 2023 und 2024 und über die Entlastung der Mitglieder des 

Vorstands Frank Nickel, Tim Brückner und Ralf Bongers für das Geschäftsjahr 2024 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, jeweils zu beschließen,  

 

a) die Entlastung des ehemaligen Mitglieds des Vorstands Ralf Kind für das Geschäfts-

jahr 2019 erneut zu vertagen, 

 

b) die Entlastung des ehemaligen Mitglieds des Vorstandes Prof. Dr. Alexander Goe-

pfert für das Geschäftsjahr 2023 erneut zu vertagen, 

 

c) die Entlastung des ehemaligen Mitglieds des Vorstandes Prof. Dr. Alexander Goe-

pfert für das Geschäftsjahr 2024 zu vertagen und 

 

d) den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des Vorstands Frank Nickel, 

Tim Brückner und Ralf Bongers für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen, den im Geschäftsjahr 2024 am-

tierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

 

4. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2025 sowie des Prüfers für etwaige verkürzte Abschlüsse und Zwischenberichte sowie 

unterjährige Finanzberichte bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung 

 

Der Aufsichtsrat, welcher gleichzeitig gemäß § 107 Absatz 4 Satz 2 AktG der Prüfungs-

ausschuss ist und als solcher eine entsprechende Empfehlung ausgesprochen hat, 

schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, wird zum Abschluss-

prüfer und zum Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prü-

fer für eine etwaige prüferische Durchsicht verkürzter Abschlüsse und Zwischenbe-

richte sowie unterjähriger Finanzberichte bis zur nächsten ordentlichen Hauptver-

sammlung bestellt. 

 

Der Empfehlung des Prüfungsausschusses zu diesem Beschlussvorschlag ist ein nach Ar-

tikel 16 der EU-Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des 
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Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifische Anforde-

rungen an die Abschlussprüfung der Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur 

Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission) („EU-Abschlussprüferver-

ordnung“) durchgeführtes Auswahlverfahren vorangegangen. Im Anschluss daran hat 

der Prüfungsausschuss dem Aufsichtsrat zwei Empfehlungen für das ausgeschriebene 

Prüfungsmandat und eine Präferenz für die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Frankfurt am Main, mitgeteilt. 

 

Der Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats hat gemäß Artikel 16 Absatz 2 Unterabsatz 3 

der EU Abschlussprüferverordnung erklärt, dass seine Empfehlungen frei von ungebühr-

licher Einflussnahme durch Dritte sind und ihm keine Beschränkung im Hinblick auf die 

Auswahl eines bestimmten Abschlussprüfers oder einer bestimmten Prüfungsgesell-

schaft (Artikel 16 Absatz 6 der EU-Abschlussprüferverordnung) auferlegt wurde. 

 

 

5. Beschlussfassung über die Billigung des gemäß § 162 AktG erstellten und geprüften 

Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2024 

 

Für das Geschäftsjahr 2024 wurde ein Vergütungsbericht gemäß § 162 AktG von Vor-

stand und Aufsichtsrat erstellt. Dieser soll gemäß § 120a Absatz 4 AktG der Hauptver-

sammlung zur Billigung vorgelegt werden. Die Entscheidung der Hauptversammlung 

über die Billigung des Vergütungsberichts hat empfehlenden Charakter.  

 

Der von Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2024 erstellte Vergütungsbe-

richt wurde gemäß § 162 Absatz 3 AktG durch den Abschlussprüfer daraufhin geprüft, 

ob die gesetzlich geforderten Angaben nach § 162 Absatz 1 und 2 AktG gemacht wurden. 

Zudem fand eine inhaltliche Prüfung statt. Der Vermerk über die Prüfung des Vergü-

tungsberichts ist im Testat des Abschlussprüfers enthalten und im Geschäftsbericht 

2024 der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG auf Seite 172 veröffentlicht.  

 

Der Vergütungsbericht ist über unsere Website unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

zugänglich. Er wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften 

Vergütungsbericht der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG für das Geschäfts-

jahr 2024 zu billigen. 
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6. Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

 

§ 113 Absatz 1 Satz 2 AktG sieht vor, dass eine Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder in 

der Satzung festgesetzt oder von der Hauptversammlung bewilligt werden kann. Dabei 

ist gemäß § 113 Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 AktG bei börsennotierten Gesellschaften 

mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu 

fassen, wobei ein die Vergütung bestätigender Beschluss zulässig ist. 

 

Über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft, deren Rahmen in § 16 

der Satzung geregelt ist, hat zuletzt die ordentliche Hauptversammlung 2021 Beschluss 

gefasst, sodass in der ordentlichen Hauptversammlung 2025 turnusgemäß erneut über 

die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder zu beschließen ist. 

 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird regelmäßig überprüft. Der Aufsichtsrat 

hat seine Erwägungen zur Vergütung mit dem Vorstand geteilt, da sowohl Aufsichtsrat 

als auch Vorstand verpflichtet sind, der Hauptversammlung einen Beschlussvorschlag zu 

unterbreiten. Die Höhe der in § 16 der Satzung i.V.m. der Beschlussfassung der ordentli-

chen Hauptversammlung vom 28. April 2021 festgelegten Vergütung ist nach Auffas-

sung von Vorstand und Aufsichtsrat auch im Hinblick auf die Lage der Gesellschaft sowie 

im Vergleich zu den Aufsichtsratsvergütungen anderer börsennotierter Unternehmen 

vergleichbarer Größe in Deutschland weiterhin angemessen. Eine Anpassung der in § 16 

der Satzung der Gesellschaft i.V.m. der Beschlussfassung der ordentlichen Hauptver-

sammlung vom 28. April 2021 festgelegten Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder ist 

demzufolge nach Auffassung von Vorstand und Aufsichtsrat derzeit nicht erforderlich.  

 

Die Regelung zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder in § 16 der Satzung der Gesell-

schaft und die Beschreibung der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, welche auch die 

Angaben gemäß § 113 Absatz 3 Satz 3 AktG, 87a Absatz 1 Satz 2 AktG enthält, sind über 

die Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse https://www.demire.ag/hauptver-

sammlung zugänglich und werden dort auch während der Hauptversammlung zugäng-

lich sein. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, wie 

sie in § 16 der Satzung i.V.m. der Beschlussfassung der ordentlichen Hauptversammlung 

vom 28. April 2021 festgelegt und in der Beschreibung der Vergütung der Aufsichtsrats-

mitglieder erläutert ist, zu bestätigen. 
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7. Beschlussfassung über die Aufhebung der durch Beschluss der Hauptversammlung 

vom 28. April 2021 erteilten Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 

Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG und über die Erteilung einer neuen Ermächti-

gung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG 

und zum Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts der Aktionäre  

 

Die von der Hauptversammlung am 28. April 2021 beschlossene Ermächtigung zum Er-

werb und zur Verwendung eigener Aktien gilt bis zum 27. April 2026. Es ist daher wahr-

scheinlich, dass diese Ermächtigung vor der ordentlichen Hauptversammlung 2026 aus-

laufen wird. Um sicherzustellen, dass der Vorstand immer auf eine entsprechende Er-

mächtigung zurückgreifen kann, soll daher jetzt eine neue Ermächtigung geschaffen 

werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Die von der ordentlichen Hauptversammlung am 28. April 2021 unter Tagesord-

nungspunkt 9 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung ei-

gener Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG wird aufgehoben mit Wirksamwer-

den der unter lit. b) bis i) zu beschließenden Ermächtigung zum Erwerb und zur 

Verwendung eigener Aktien. 

b) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 13. Mai 2030 eigene Aktien mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung oder – falls der nachfolgende Wert geringer ist – des zum 

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu er-

werben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Ak-

tien, deren Inhaber die Gesellschaft ist oder die ihr gemäß §§ 71d und 71e AktG 

zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfal-

len.  

c) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Ver-

folgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, durch ihre Konzern-

unternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte ausgeübt werden.  

d) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands (1) über die Börse oder (2) mittels 

eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder (3) mittels 

einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten. 

aa) Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der gezahlte Kaufpreis je Aktie 

(ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse für Ak-

tien der Gesellschaft gleicher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem 

an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 
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drei Handelstagen vor dem Erwerb oder – falls früher – der Eingehung 

einer Verpflichtung zum Erwerb der Aktien um nicht mehr als 10 % über- 

und um nicht mehr als 20 % unterschreiten.  

bb) Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Aufforde-

rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten dürfen der gebotene Kaufpreis 

oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsneben-

kosten) den Durchschnitt der Schlusskurse für Aktien der Gesellschaft 

gleicher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem an die Stelle des XE-

TRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an 

der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Handelstagen vor 

dem Tag der Entscheidung des Vorstands zur Abgabe des Angebots bzw. 

zur öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots 

(„Stichtag“) um nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % 

unterschreiten.  

Ergeben sich nach dem Stichtag erhebliche Abweichungen des maßgebli-

chen Kurses vom Kaufpreis bzw. einer im Zusammenhang mit einer Auf-

forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten festgesetzten Kaufpreis-

spanne, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Ver-

kaufsangeboten angepasst werden. In diesem Fall bestimmt sich der 

maßgebliche Betrag nach dem entsprechenden Kurs vor dem Tag der Ent-

scheidung des Vorstands über die Anpassung; die 10 %-Grenze für das 

Überschreiten und die 20 %-Grenze für das Unterschreiten sind dann auf 

diesen Betrag anzuwenden.  

Das Volumen des Angebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Ver-

kaufsangeboten kann begrenzt werden. Sofern die gesamte Annahme 

des Angebots bzw. die bei einer Aufforderung zur Abgabe von Verkaufs-

angeboten abgegebenen Angebote der Aktionäre dieses Volumen über-

schreitet bzw. überschreiten, kann das Andienungsrecht der Aktionäre in-

soweit ausgeschlossen werden, als der Erwerb nach dem Verhältnis der 

jeweils angedienten bzw. angebotenen Aktien je Aktionär erfolgt. Ein be-

vorrechtigter Erwerb bzw. eine bevorrechtigte Annahme geringerer 

Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien der Gesell-

schaft je Aktionär sowie eine Rundung nach kaufmännischen Grundsät-

zen können unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen 

Rechts der Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien vorgesehen werden. Das 

Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 

kann weitere Bedingungen vorsehen. 

e) Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien der Gesellschaft, die aufgrund die-

ser oder einer früheren Ermächtigung gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG oder auf 

andere Weise erworben werden bzw. wurden, zu allen gesetzlich zugelassenen 

Zwecken zu verwenden, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken: 
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aa) Die Aktien können über die Börse oder durch öffentliches Angebot an alle 

Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteiligungsquote veräußert werden. Bei 

Veräußerung über die Börse besteht kein Bezugsrecht der Aktionäre. Für 

den Fall einer Veräußerung durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre 

ist das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen. 

bb) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass für die Einziehung oder 

die Durchführung der Einziehung ein weiterer Hauptversammlungsbe-

schluss erforderlich ist. Die Einziehung kann nach § 237 Absatz 3 

Nr. 3 AktG ohne Kapitalherabsetzung in der Weise erfolgen, dass sich 

durch die Einziehung der Anteil der übrigen Stückaktien der Gesellschaft 

am Grundkapital gemäß § 8 Absatz 3 AktG erhöht (sogenanntes verein-

fachtes Verfahren). Der Vorstand wird für diesen Fall des vereinfachten 

Verfahrens gemäß § 237 Absatz 3 Nr. 3, 2. Halbsatz AktG ermächtigt, die 

Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung der Gesellschaft entsprechend 

anzupassen. Die Einziehung kann auch mit einer Kapitalherabsetzung ver-

bunden werden; in diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, das Grundka-

pital um den auf die eingezogenen Aktien entfallenden anteiligen Betrag 

des Grundkapitals herabzusetzen, und der Aufsichtsrat, die Angabe der 

Zahl der Aktien und des Grundkapitals in der Satzung der Gesellschaft ent-

sprechend anzupassen. 

cc) Die Aktien können unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ge-

gen Sachleistung übertragen werden, insbesondere auch im Zusammen-

hang mit dem Erwerb von Immobilien oder Immobilienportfolios (auch 

über den Erwerb von Immobiliengesellschaften oder Teilen davon), mit 

Unternehmenszusammenschlüssen und dem (auch mittelbaren) Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen und Unternehmensbeteiligun-

gen oder Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften.  

dd) Die Aktien können unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- oder Opti-

onsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder von Gesell-

schaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheit-

lich beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, oder im Zuge der Er-

füllung von Wandlungs- oder Optionsausübungspflichten aus solchen 

Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen übertragen werden. Dar-

über hinaus wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht auszuschlie-

ßen, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Options-

rechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. Schuldnern entsprechender 

Wandlungs- oder Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen 

Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach bereits 
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erfolgter Ausübung dieser Rechte bzw. Erfüllung dieser Pflichten zustün-

den, und eigene Aktien zur Bedienung solcher Bezugsrechte zu verwen-

den. 

ee) Die Aktien können ganz oder teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre auch in anderer Weise als über die Börse oder durch Ange-

bot an alle Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzah-

lung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien 

der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung 

nicht wesentlich unterschreitet. Der rechnerische Anteil am Grundkapi-

tal, der auf die so verwendeten Aktien entfällt, darf entsprechend § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht überschrei-

ten, und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch zum Zeit-

punkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung.  

Auf die Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals sind alle Aktien anzu-

rechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 

ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden oder die zur Be-

dienung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genuss-

rechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente) ausgegeben oder gewährt wurden oder auszugeben 

oder zu gewähren sind, sofern diese Schuldverschreibungen bzw. Genuss-

rechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender An-

wendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-

rechts ausgegeben wurden. Eine Anrechnung nach dem vorstehenden 

Satz entfällt mit Wirkung für die Zukunft, wenn und soweit die jewei-

lige(n) Ermächtigung(en) zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

gemäß oder entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG, deren Ausübung 

die Anrechnung bewirkte(n), von der Hauptversammlung wirksam neu 

erteilt wird bzw. werden, jeweils soweit die neue Ermächtigung reicht, 

höchstens aber bis zu 20 % des Grundkapitals nach den Vorgaben von 

Satz 2 dieser lit. ee). 

ff) Die Aktien können unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Drit-

ten zum Erwerb angeboten oder übertragen werden, wenn die Übertra-

gung an solche Dritte Zwecken dient, die im vorrangigen Interesse der 

Gesellschaft liegen und diese Übertragung geeignet und erforderlich ist, 

diese Zwecke der Gesellschaft zu erreichen. 

gg) Die Aktien können unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im 

Rahmen von Aktienbeteiligungs- oder anderen aktienbasierten Program-

men oder Vergütungskomponenten an Mitglieder des Vorstands der Ge-

sellschaft oder des Vertretungsorgans eines mit der Gesellschaft verbun-

denen Unternehmens oder an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines 
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mit ihr verbundenen Unternehmens ausgegeben werden; soweit Vor-

standsmitgliedern der Gesellschaft Aktien gewährt werden sollen, ent-

scheidet hierüber der Aufsichtsrat der Gesellschaft, der hiermit zu ent-

sprechender Verwendung ermächtigt wird. 

f) Die Ermächtigungen in lit. e), mit Ausnahme von lit. e) bb), gelten auch für Aktien 

der Gesellschaft, die gemäß § 71d Satz 5 AktG erworben wurden.  

g) Die Ermächtigungen in lit. e) können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, 

einzeln oder gemeinsam durch die Gesellschaft, durch ihre Konzernunterneh-

men oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte ausgenutzt werden.  

h) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands aufgrund die-

ses Hauptversammlungsbeschlusses nur mit seiner Zustimmung vorgenommen 

werden dürfen. 

Der Inhalt des vom Vorstand erstatteten schriftlichen Berichts über die Gründe, aus de-

nen er ermächtigt sein soll, unter bestimmten Voraussetzungen das Bezugs- und Andie-

nungsrecht der Aktionäre auszuschließen (§ 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 in Ver-

bindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG), ist im Anschluss an diese Tagesordnung unter 

Ziffer II "Bericht zu Tagesordnungspunkt 7" abgedruckt. 

 

 

II. 

Bericht zu Tagesordnungspunkt 7 

 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über den Ausschluss des Bezugs- und An-

dienungsrechts gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Absatz 3 und Ab-

satz 4 Satz 2 AktG 

 

Zu Tagesordnungspunkt 7 wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die Gesellschaft ge-

mäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG bis zum 13. Mai 2030 zu ermächtigen, eigene Aktien im Volumen 

von, unter Berücksichtigung anderer Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits 

erworben hat und besitzt oder der Gesellschaft zuzurechnen sind, bis zu 10 % des zum Zeit-

punkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert niedriger ist – zum Zeitpunkt der Aus-

übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben.  

 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ersetzt die bisherige Ermächti-

gung, die von der Hauptversammlung am 28. April 2021 erteilt wurde. Diese läuft am 27. April 

2026 und damit wahrscheinlich vor der ordentlichen Hauptversammlung 2026 aus. Der Ge-

sellschaft soll weiterhin eine Ermächtigung in Höhe des gesetzlich zulässigen Höchstvolumens 

für den Erwerb eigener Aktien in Höhe von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zur Ver-

fügung gestellt werden. Damit soll die Gesellschaft weiterhin in die Lage versetzt werden, 
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kurzfristig eigene Aktien ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung in einem angemes-

senen Umfang erwerben zu können. 

 

Die zu Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht es der Gesellschaft, 

gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien zu anderen Zwecken als dem Wertpapierhandel 

bis zum vorstehend genannten Maximalumfang über (1) die Börse oder (2) durch ein an alle 

Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebot oder (3) eine öffentliche Aufforderung zur Ab-

gabe von Verkaufsangeboten zu erwerben.  

 

Die Ermächtigung sieht vor, dass der gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 

bei einem Erwerb über die Börse den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft 

gleicher Ausstattung im XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-Systems getrete-

nen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den 

letzten drei Handelstagen der Frankfurter Wertpapierbörse, die dem Erwerb oder – falls frü-

her – der Eingehung einer Verpflichtung zum Erwerb vorausgehen, um nicht mehr als 10 % 

über- oder 20 % unterschreiten darf. 

 

Im Falle eines öffentlichen Kaufangebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten dürfen der angebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspan-

nen je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse je Aktie im XETRA-

Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei Handelstagen der Frank-

furter Wertpapierbörse vor dem Tag der Entscheidung des Vorstands, ein öffentliches Ange-

bot abzugeben bzw. zur öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, eben-

falls um nicht mehr als 10 % über- oder 20 % unterschreiten.  

 

Sofern sich nach diesem Zeitpunkt erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses vom 

Kaufpreis bzw. einer im Zusammenhang mit einer Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsan-

geboten festgesetzten Kaufpreisspanne ergeben, sieht die Ermächtigung vor, dass das Ange-

bot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst werden können. In 

diesem Fall bestimmt sich der maßgebliche Betrag nach dem Kurs vor dem Tag der Entschei-

dung des Vorstands über die Anpassung; die 10 %-Grenze für das Überschreiten und die 20 %-

Grenze für das Unterschreiten sind dann auf diesen Betrag anzuwenden. 

 

Bei einem Erwerb durch ein öffentliches Kaufangebot oder aufgrund öffentlicher Aufforde-

rung zu Verkaufsangeboten kann jeder Aktionär entscheiden, ob und für wie viele Aktien er 

das Kaufangebot annehmen bzw. ein Verkaufsangebot abgeben möchte.  
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Beim Erwerb eigener Aktien ist der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu wahren. 

Übersteigt das Volumen der Annahme des Angebots durch die Aktionäre bzw. der abgegebe-

nen Angebote der Aktionäre die Höchstmenge der von der Gesellschaft nachgefragten Aktien, 

kann das Andienungsrecht der Aktionäre insoweit teilweise ausgeschlossen werden als der 

Erwerb nach dem Verhältnis der jeweils angedienten bzw. angebotenen Aktien je Aktionär 

erfolgt. Hierbei soll es möglich sein, einen bevorrechtigten Erwerb bzw. eine bevorrechtigte 

Annahme geringer Stückzahlen bis maximal 100 Aktien je Aktionär und eine Rundung nach 

kaufmännischen Grundsätzen vorzusehen. Diese Möglichkeiten dienen dazu, die technische 

Abwicklung zu erleichtern und kleine Restbestände zu vermeiden. Auch insoweit ist das Recht 

der Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien partiell ausgeschlossen.  

 

Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere Be-

dingungen enthalten, z.B. das Erreichen einer Mindestannahmequote.  

 

Die von der Gesellschaft auf Grundlage dieser oder einer früheren Ermächtigung gemäß § 71 

Absatz 1 Nr. 8 AktG erworbenen oder noch zu erwerbenden eigenen Aktien sollen zu allen 

gesetzlich zulässigen Zwecken verwendet werden dürfen.  

 

Gemäß lit. e) aa) der Ermächtigung können die eigenen Aktien, die die Gesellschaft erwirbt, 

über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre wieder veräußert wer-

den, wobei im Falle eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre das Bezugsrecht der Aktio-

näre für Spitzenbeträge ausgeschlossen ist. Dabei dient die Möglichkeit zum Wiederverkauf 

eigener Aktien der vereinfachten Finanzmittelbeschaffung. Mit dieser Möglichkeit wird dem 

gesetzlichen Gleichbehandlungsgrundsatz Rechnung getragen (§ 53a AktG). 

 

Gemäß lit. e) bb) der Ermächtigung soll die Gesellschaft die auf Grund eines Ermächtigungs-

beschlusses erworbenen eigenen Aktien ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung 

einziehen können. Die Ermächtigung sieht entsprechend § 237 Absatz 3 Nr. 3 AktG vor, dass 

der Vorstand die Aktien auch ohne die Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft ein-

ziehen kann. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich 

automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesell-

schaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, erforderlich werdende Änderungen 

der Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung veränderten Anzahl der Stückaktien 

vorzunehmen. Die Einziehung der eigenen Aktien kann allerdings auch mit einer Kapitalher-

absetzung verbunden werden. Der Vorstand wird hierbei ermächtigt, das Grundkapital um 

den auf die eingezogenen Aktien entfallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals herabzu-

setzen und der Aufsichtsrat wird nach § 179 Absatz 1 Satz 2 AktG ermächtigt, die Angabe der 

Zahl der Aktien und des Grundkapitals in der Satzung der Gesellschaft entsprechend anzupas-

sen. 
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Gemäß lit. e) cc) der Ermächtigung ist vorgesehen, dass die eigenen Aktien auch gegen Sach-

leistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre übertragen werden können. Dies 

kann insbesondere im Zusammenhang mit dem Erwerb von Immobilien oder Immobilienport-

folios (auch über den Erwerb von Immobiliengesellschaften oder Teilen davon), Unterneh-

menszusammenschlüssen und dem (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen und Unternehmensbeteiligungen oder Vermögensgegenständen einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften geschehen. Nicht selten 

wird bei derartigen Transaktionen eine Gegenleistung in Form von Aktien verlangt oder er-

scheint aus Sicht der Gesellschaft zur Schonung ihrer Liquidität sinnvoll. Die hier vorgeschla-

gene Ermächtigung gibt der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum, um sich bie-

tende Akquisitionsgelegenheiten schnell und flexibel sowohl national als auch auf internatio-

nalen Märkten ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugs-

rechts Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf ach-

ten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich 

bei der Bemessung des Wertes der als Gegenleistung zu übertragenden DEMIRE-Aktien grund-

sätzlich an deren Börsenpreis orientieren, ohne hieran schematisch zu haften, insbesondere 

um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises in 

Frage zu stellen. Auch bei der Entscheidung über die Form der Aktienbeschaffung zur Finan-

zierung derartiger Transaktionen wird sich der Vorstand allein von den Interessen der Gesell-

schaft und der Aktionäre leiten lassen. 

 

Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

gemäß lit. e) dd) auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. im Zuge der 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsausübungspflichten aus Wandel- oder Optionsschuld-

verschreibungen, die von der Gesellschaft oder Gesellschaften, an denen sie mehrheitlich un-

mittelbar oder mittelbar beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, verwenden können. 

Der Vorstand wird bei der Entscheidung, ob in solchen Konstellationen eigene Aktien oder 

neue Aktien ausgegeben werden, die Interessen der Aktionäre angemessen berücksichtigen. 

In diesen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies gilt auch für 

die Gewährung einer marktüblichen Form des Verwässerungsschutzes, soweit den Inhabern 

bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. 

Schuldnern entsprechender Wandlungs- oder Optionsausübungspflichten zum Verwässe-

rungsausgleich Bezugsrechte auf Aktien in dem Umfang gewährt werden, wie sie ihnen nach 

bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte bzw. Erfüllung dieser Pflichten zustünden. 

 

Der Beschlussvorschlag enthält ferner in lit. e) ee) die Ermächtigung, erworbene eigene Aktien 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auch außerhalb der Börse oder durch Ange-

bot an alle Aktionäre gegen Barzahlung zu einem Preis zu veräußern, der den Börsenpreis der 
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Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 

unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung wird von der gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 AktG 

in Verbindung mit § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Durch die Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-

schlusses kann ein schnellerer Mittelzufluss bei der Gesellschaft erreicht werden als bei einem 

unter Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgenden Erwerbsangebot an alle Aktio-

näre. Zudem könnte die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Länge der 

Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagieren. Diese Ermächtigung 

liegt im Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität bei der Eigenkapitalbe-

schaffung verhilft. Da der Veräußerungspreis für die eigenen Aktien nicht wesentlich vom Bör-

senkurs zum Zeitpunkt der Veräußerung abweichen darf, wird dem Interesse der Aktionäre an 

einer wertmäßigen Nicht-Verwässerung ihrer Beteiligung angemessen Rechnung getragen. Es 

ist ihnen zudem grundsätzlich möglich, ihre Beteiligungsquote durch Zukäufe an der Börse 

aufrecht zu erhalten.  

 

Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen erleichterten Be-

zugsrechtsausschluss veräußerten eigenen Aktien entfällt, darf insgesamt 20 % des Grundka-

pitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert 

geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung nicht überschreiten. Der Be-

schlussvorschlag beinhaltet zudem eine Anrechnungsklausel: Auf diese Höchstgrenze von 

20 % des Grundkapitals sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender An-

wendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden oder die zur 

Bedienung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ausgegeben oder 

gewährt wurden oder auszugeben oder zu gewähren sind, sofern diese Schuldverschreibun-

gen bzw. Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwen-

dung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. 

 

Die vorstehend erläuterte Anrechnung auf die Höchstgrenze entfällt mit Wirksamwerden ei-

ner nach der Anrechnung von der Hauptversammlung beschlossenen neuen Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG, soweit die neue Ermächtigung reicht, höchstens aber bis zu 20 % des Grundkapi-

tals nach den Vorgaben von Satz 2 von lit. e) ee), denn dann hat die Hauptversammlung erneut 

die Möglichkeit, über den erleichterten Bezugsrechtsausschluss zu entscheiden, der zur An-

rechnung geführt hat, sodass der Grund der Anrechnung wieder entfällt. Mit Inkrafttreten der 

neuen Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss gilt die durch die Ausnutzung 

der jeweiligen Ermächtigung entstandene Sperre hinsichtlich der Ermächtigung zur Verwen-

dung eigener Aktien ohne Bezugsrecht der Aktionäre nicht länger. Aufgrund der identischen 
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Mehrheitsanforderungen an einen solchen Beschluss ist in der erneuten Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss zugleich auch eine Bestätigung dieses Ermächtigungsbeschlusses zu 

sehen. Im Falle einer anschließenden Ausübung einer Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-

schluss in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt 

die Anrechnung erneut. 

 

Gemäß lit. e) ff) der Ermächtigung soll die Gesellschaft in der Lage sein, Aktien Dritten, insbe-

sondere Geschäftspartnern der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften, unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre anzubieten und an solche Dritte zu übertragen, wenn 

dies im vorrangigen Interesse der Gesellschaft notwendig und zielführend ist. Die Ausgabe von 

Aktien an solche Personen fördert deren Bindung an das Unternehmen und die Ausrichtung 

an einer nachhaltigen Aktienkursentwicklung. Insbesondere kann auch die Ausgabe von Ak-

tien an Geschäftspartner der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen. Bei der Festlegung des Ausgabepreises bzw. von dem 

Geschäftspartner zu erbringenden sonstigen Gegenleistungen wird der Vorstand darauf ach-

ten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich 

bei der Bemessung des Wertes der angebotenen bzw. zu übertragenden Aktien am Börsen-

preis für Aktien der Gesellschaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsen-

preis ist hierbei nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse 

nicht durch Schwankungen des Börsenpreises infrage zu stellen. 

 

Schließlich sieht die Ermächtigung in lit. e) gg) vor, dass eigene Aktien unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre auch dazu zu verwendet werden dürfen, sie im Rahmen von Akti-

enbeteiligungs- oder anderen aktienbasierten Programmen oder Vergütungskomponenten an 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder des Vertretungsorgans eines mit der Gesell-

schaft verbundenen Unternehmens oder an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines mit ihr 

verbundenen Unternehmens auszugeben. Soweit die eigenen Aktien an Mitglieder des Vor-

stands der Gesellschaft ausgegeben werden sollen, entscheidet im Rahmen der von der 

Hauptversammlung erteilten Ermächtigung nicht der Vorstand, sondern entsprechend der ak-

tienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft. Die Aktienausgabe 

an Führungskräfte oder Arbeitnehmer fördert die Identifikation mit dem Unternehmen und 

unterstützt die Bereitschaft zur Übernahme von Mitverantwortung im Unternehmen. Die ak-

tienbasierte Vergütung bietet zudem die Möglichkeit, die Vergütung von Führungskräften 

oder Arbeitnehmern in geeigneten Fällen auf eine langfristige Unternehmensentwicklung aus-

zurichten. Statt anderer Kapitalmaßnahmen kann dafür die Verwendung eigener Aktien eine 

sinnvolle Alternative sein, weil sie den Aufwand und den Verwässerungseffekt vermeidet, der 

mit einer Kapitalerhöhung und der Zulassung neuer Aktien verbunden ist. Der mit dieser Ver-

wendung der eigenen Aktien verbundene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre liegt 
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damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Derzeit bestehen keine konkreten 

Pläne zur Ausnutzung dieser Ermächtigung.  

 

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten soll – mit Ausnahme der Einziehung ohne 

weiteren Hauptversammlungsbeschluss – nicht nur hinsichtlich solcher Aktien Gebrauch ge-

macht werden können, die aufgrund eines Ermächtigungsbeschlusses gemäß § 71 Absatz 1 

Nr. 8 AktG erworben wurden. Die Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien soll vielmehr 

auch solche Aktien umfassen, die gemäß § 71d Satz 5 AktG erworben wurden. Es ist vorteilhaft 

und schafft weitere Flexibilität, diese eigenen Aktien in gleicher Weise verwenden zu können. 

 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über die Ausnutzung der Ermächti-

gung erstatten. Der Aufsichtsrat kann im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens bestim-

men, dass Maßnahmen des Vorstands auf Grund der Ermächtigung nur mit seiner Zustimmung 

vorgenommen werden dürfen. 

 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss 

des Bezugs- bzw. Andienungsrechts in den genannten Fällen aus den genannten Gründen für 

sachlich gerechtfertigt und auch unter Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre für an-

gemessen. 

 

Langen, im April 2025     Vorstand der Gesellschaft 

 

III. 

Weitere Angaben zur Einberufung 

 

 

1. Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung der Virtuellen 

Hauptversammlung EUR 107.777.324,00 und ist eingeteilt in 107.777.324 auf den Inha-

ber lautende Stückaktien, die grundsätzlich je eine Stimme gewähren. Zum Zeitpunkt 

der Einberufung der Virtuellen Hauptversammlung entfallen davon 2.264.728 Stückak-

tien auf eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft keine Stimmrechte zustehen. 
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2. Abhaltung im Wege der Virtuellen Hauptversammlung 

 

Der Vorstand der Gesellschaft hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, die 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

(mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der 

Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abzuhalten. Eine physische Teil-

nahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesell-

schaft benannten Stimmrechtsvertreter) ist daher ausgeschlossen. Grundlage dieser 

Entscheidung ist die Ermächtigung gemäß § 118a Absatz 1 Satz 1 AktG i.V.m. § 17a Ab-

satz 1 der Satzung der Gesellschaft.  

 

Für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesit-

zes ordnungsgemäß erbracht haben (dazu sogleich unter Ziffer 3 „Voraussetzungen für 

die Teilnahme an der Virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung der sonstigen Ak-

tionärsrechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung“), ist voraussichtlich ab 23. 

April 2025 ein internetgestütztes und zugangsgeschütztes Hauptversammlungssystem, 

das „HV-Portal“, unter der Internetadresse www.demire.ag und dort im Bereich „Inves-

tor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter der 

Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

zugänglich und steht ihnen auch am Tag der Hauptversammlung, vor dieser und wäh-

rend ihrer vollständigen Dauer zur Verfügung. 

 

 

3. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Virtuellen Hauptversammlung und die Aus-

übung der sonstigen Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung 

 

Zur Teilnahme an der Virtuellen Hauptversammlung im Sinne der elektronischen Zu-

schaltung und zur Ausübung der sonstigen Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle 

Hauptversammlung, insbesondere des Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre – 

persönlich oder durch einen Bevollmächtigten – berechtigt, die sich ordnungsgemäß zur 

Hauptversammlung angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme und zur Ausübung 

der sonstigen Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung ordnungsge-

mäß nachgewiesen haben. 

 

Als Nachweis der Berechtigung reicht ein durch den Letztintermediär ausgestellter 

Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Absatz 3 AktG aus. Dieser Nachweis hat sich 

auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung, das heißt auf 
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Dienstag, den 22. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zu beziehen (sogenannter Nachweis-

stichtag). Die Anmeldung und der Nachweis über den Anteilsbesitz bedürfen der Text-

form (§ 126b BGB) und müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein.  

 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft jeweils 

bis spätestens Mittwoch, den 7. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der folgenden 

Kontaktmöglichkeiten zugehen:  

 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

c/o GFEI HV GmbH 

Ostergrube 11 

30559 Hannover 

 

oder 

E-Mail: HV@gfei.de 

 

Nach Eingang der ordnungsgemäßen Anmeldung und des ordnungsgemäßen Nachwei-

ses des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft unter einer der oben genannten Kontakt-

möglichkeiten werden die Zugangsdaten für die Nutzung des HV-Portals übersandt. Wir 

bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und Übersendung des Nachweises 

ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

 

Die Teilnahme an der Virtuellen Hauptversammlung erfolgt durch elektronische Zuschal-

tung über das HV-Portal unter der Adresse www.demire.ag und dort im Bereich „Inves-

tor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter der 

Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 

ordnungsgemäß erbracht haben, oder ihre Bevollmächtigten können die Aktionärs-

rechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung über das HV-Portal ausüben. 

 

 

4. Bedeutung des Nachweisstichtags  

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Virtuellen Hauptversamm-

lung und für die Ausübung der weiteren Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle Haupt-

versammlung, insbesondere des Stimmrechts, als Aktionär nur, wer einen Nachweis des 

Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Die Berechtigung zur Ausübung von 
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Aktionärsrechten betreffend die Virtuelle Hauptversammlung und der Umfang des 

Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs 

zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußer-

barkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräu-

ßerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Ausübung von Aktio-

närsrechten betreffend die Virtuelle Hauptversammlung und den Umfang des Stimm-

rechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs am Nachweisstichtag maßgeblich, 

d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen 

auf die Berechtigung zur Ausübung von Aktionärsrechten betreffend die Virtuelle Haupt-

versammlung und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Zuer-

werb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch 

keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, können Aktionärsrechte betref-

fend die Virtuelle Hauptversammlung nur ausüben, soweit sie sich durch den Veräuße-

rer bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen und für diesen eine 

ordnungsgemäße Anmeldung zur Hauptversammlung und ein ordnungsgemäßer Nach-

weis des Anteilsbesitzes erfolgt ist. Der Nachweisstichtag ist kein relevantes Datum für 

eine eventuelle Dividendenberechtigung.  

 

 

5. Elektronische Zuschaltung der Aktionäre bzw. ihrer Bevollmächtigten zur Virtuellen 

Hauptversammlung  

 

Ordnungsgemäß zur Virtuellen Hauptversammlung angemeldete Aktionäre, die auch 

den Nachweis ihres Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevoll-

mächtigten können sich zur Virtuellen Hauptversammlung über das HV-Portal elektro-

nisch zuschalten und diese dort live in Bild und Ton verfolgen. Das HV-Portal steht vo-

raussichtlich ab Dienstag, den 15. April 2025, zur Verfügung und ist unter www.de-

mire.ag und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link 

„Hauptversammlung“ bzw. unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

erreichbar. 

 

Die Anmeldung im HV-Portal erfolgt mit den Zugangsdaten, welche die ordnungsgemäß 

angemeldeten Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes ordnungsgemäß 

erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtigten zusammen mit der Zugangskarte erhalten.  
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6. Bild- und Tonübertragung der gesamten Virtuellen Hauptversammlung  

 

Die gesamte Virtuelle Hauptversammlung wird am Mittwoch, den 14. Mai 2025, ab 

14:00 Uhr (MESZ), live in Bild und Ton im HV-Portal unter der Adresse www.demire.ag 

und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptver-

sammlung“ bzw. unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

übertragen.  

 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 

ordnungsgemäß erbracht haben, bzw. ihre Bevollmächtigten können die gesamte Virtu-

elle Hauptversammlung (einschließlich der Generaldebatte und der Abstimmung) am 

14. Mai 2025 ab 14:00 Uhr (MESZ) live in Bild und Ton im HV-Portal verfolgen. Bitte ent-

nehmen Sie die erforderlichen Zugangsdaten zum HV-Portal Ihrer Zugangskarte.  

 

 

7. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl  

 

Aktionäre können ihre Stimmrechte im Wege elektronischer Kommunikation in Form 

elektronischer Briefwahl ausüben. Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der elektro-

nischen Briefwahl sind nur die Aktionäre – persönlich oder durch einen Bevollmächtig-

ten – berechtigt, die sich ordnungsgemäß entsprechend den oben unter Ziffer 3 „Vo-

raussetzungen für die Teilnahme an der Virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung 

der sonstigen Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung“ genannten 

Voraussetzungen angemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes ordnungsgemäß 

erbracht haben. Für die per elektronischer Briefwahl ausgeübten Stimmrechte ist der 

zum Nachweisstichtag nachgewiesene Aktienbestand maßgeblich.  

 

Die Stimmabgabe per elektronischer Briefwahl sowie Änderungen hinsichtlich Ihrer 

Briefwahlstimmen und der Widerruf einer erfolgten Stimmabgabe per elektronischer 

Briefwahl können ausschließlich über das HV-Portal unter der Adresse www.demire.ag 

und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptver-

sammlung“ bzw. unter der Adresse  

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

vorgenommen werden.  
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Die Stimmabgabe über das HV-Portal ist voraussichtlich ab dem 15. April 2025 und bis 

spätestens zu dem vom Versammlungsleiter festgelegten Zeitpunkt in der Virtuellen 

Hauptversammlung am 14. Mai 2025 möglich. Bis zu dem vom Versammlungsleiter fest-

gelegten Zeitpunkt in der Virtuellen Hauptversammlung am 14. Mai 2025 kann im HV-

Portal eine über das HV-Portal vorgenommene Stimmabgabe auch geändert oder wider-

rufen werden. 

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, 

ohne dass dies im Vorfeld der Virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt 

eine Stimmabgabe zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende 

Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

 

Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Stimmabgabe im Wege der elektroni-

schen Briefwahl durch einen Bevollmächtigten entsprechend. 

 

 

8. Vertretung bei der Stimmrechtsausübung, der Wahrnehmung des Auskunftsrechts 

oder sonstiger Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung  

 

Aktionäre können ihr Stimmrecht und ihre sonstigen Aktionärsrechte, wie insbesondere 

das Rede- und Auskunftsrecht, betreffend die Virtuelle Hauptversammlung auch durch 

einen Bevollmächtigten, z. B. durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen 

Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Auch in die-

sem Fall bedarf es einer ordnungsgemäßen Anmeldung und des ordnungsgemäßen 

Nachweises des Anteilsbesitzes entsprechend den oben unter Ziffer 3 „Voraussetzungen 

für die Teilnahme an der Virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung der sonstigen 

Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung“ genannten Voraussetzun-

gen.  

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-

genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB); für die in § 135 AktG 

genannten Bevollmächtigten können Abweichungen gelten (siehe dazu noch unten). 

Eine Bevollmächtigung, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung können 

bis spätestens Dienstag, den 13. Mai 2025, 18:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), 

postalisch oder per E-Mail an eine der oben unter Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Teil-

nahme an der Virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung der sonstigen Aktionärs-

rechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung“ genannten Kontaktmöglichkeiten 

erfolgen. Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie das hierfür vorgesehene Vollmachtsfor-

mular verwenden würden. Die Verwendung des Formulars ist jedoch nicht zwingend er-

forderlich. Das Vollmachtsformular und die Erläuterungen dazu werden den Aktionären 

nach der oben beschriebenen ordnungsgemäßen Anmeldung und der 
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ordnungsgemäßen Erbringung des Nachweises des Anteilsbesitzes zusammen mit der 

Zugangskarte übermittelt. Ein entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter der Adresse https://www.demire.ag/hauptversammlung zugäng-

lich. Ferner steht Ihnen insoweit das HV-Portal unter www.demire.ag und dort im Be-

reich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. 

unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

zur Verfügung, über das die Erteilung und Änderungen der Vollmacht, ihr Widerruf und 

der Nachweis der Bevollmächtigung bis zur Schließung der Virtuellen Hauptversamm-

lung am 14. Mai 2025 durch den Versammlungsleiter, möglich sein werden. Bitte ach-

ten Sie aber darauf, die Vollmacht so rechtzeitig zu erteilen, dass dem Bevollmächtigten 

die Ausübung des jeweiligen Aktionärsrechts zu den dafür in der Hauptversammlung re-

levanten Zeitpunkten noch möglich ist. 

 

Für Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und die übrigen in § 135 

AktG genannten Bevollmächtigten gelten die gesetzlichen Regelungen gemäß § 135 

AktG; bitte wenden Sie sich an den betreffenden Intermediär, die betreffende Aktio-

närsvereinigung, den betreffenden Stimmrechtsberater oder die betreffende sonstige 

in § 135 Absatz 8 AktG genannte Person oder Institution, um Näheres zu erfahren. 

 

Bevollmächtigte können ebenfalls nicht physisch an der Virtuellen Hauptversammlung 

teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im 

Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht und 

Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. 

 

 

9. Verfahren für die Bevollmächtigung und Weisungserteilung an die weisungsgebunde-

nen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

 

Aktionäre haben auch die Möglichkeit, ihr Stimmrecht in der Virtuellen Hauptversamm-

lung aufgrund Erteilung von Vollmacht und Weisungen durch von der Gesellschaft be-

nannte Stimmrechtsvertreter ausüben zu lassen. Auch in diesem Fall bedarf es einer 

ordnungsgemäßen Anmeldung und des ordnungsgemäßen Nachweises des Anteilsbe-

sitzes entsprechend den oben unter Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an der 

Virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung der sonstigen Aktionärsrechte betref-

fend die Virtuelle Hauptversammlung“ genannten Voraussetzungen.  

 

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht aus-

schließlich entsprechend den vom Aktionär oder dessen Bevollmächtigten erteilten Wei-

sungen aus. Die hierzu notwendigen Vollmachten und Weisungen können Aktionäre 
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oder deren Bevollmächtigte zumindest in Textform (§ 126b BGB) erteilen. Die Erteilung, 

der Widerruf sowie Änderungen hinsichtlich der Vollmacht und Weisungen an die von 

der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können bis spätestens Dienstag, den 

13. Mai 2025, 18:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), postalisch oder per E-Mail an 

eine der oben unter Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an der Virtuellen 

Hauptversammlung und die Ausübung der sonstigen Aktionärsrechte betreffend die Vir-

tuelle Hauptversammlung“ genannten Kontaktmöglichkeiten erfolgen. Wir wären Ihnen 

dankbar, wenn Sie das hierfür vorgesehene Vollmachts- und Weisungsformular verwen-

den würden. Die Verwendung des Formulars ist jedoch nicht zwingend erforderlich. Das 

Vollmachts- und Weisungsformular und die Erläuterungen dazu werden den Aktionären 

nach der oben beschriebenen ordnungsgemäßen Anmeldung und dem ordnungsgemä-

ßen Nachweis des Anteilsbesitzes zusammen mit der Zugangskarte übermittelt. Ein ent-

sprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter der Ad-

resse https://www.demire.ag/hauptversammlung zugänglich.  

 

Außerdem steht Ihnen auch insoweit das HV-Portal unter www.demire.ag und dort im 

Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ 

bzw. unter der Adresse  

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

zur Verfügung, über das die Erteilung, der Widerruf sowie Änderungen hinsichtlich der 

Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

bis spätestens zu dem vom Versammlungsleiter in der Virtuellen Hauptversammlung 

am 14. Mai 2025 festgelegten Zeitpunkt möglich sein werden.  

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, 

ohne dass dies im Vorfeld der Virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt 

eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Wei-

sung für jeden Punkt der Einzelabstimmung.  

 

Bitte beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine 

Aufträge zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur 

Ausübung des Auskunftsrechts, zu Stellungnahmen, zu Redebeiträgen, zum Stellen von 

Anträgen oder zum Unterbreiten von Wahlvorschlägen entgegennehmen.  

 

 

10. Weitere Informationen zur Stimmabgabe 

 

Gehen der Gesellschaft von einem Aktionär oder dessen Bevollmächtigten mehrfach 

Briefwahlstimmen, mehrfach Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter oder sowohl Briefwahlstimmen als auch Vollmachten 
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und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter zu, die 

nicht widerrufen werden, ist die zeitlich zuletzt frist- und ordnungsgemäß zugegangene 

Erklärung verbindlich. Wenn auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander 

abweichende Erklärungen eingehen und nicht erkennbar ist, welche zuletzt abgegeben 

wurde, werden die Erklärungen in folgender Reihenfolge der Übermittlungswege be-

rücksichtigt: (i) HV-Portal, (ii) E-Mail und (iii) Erklärungen in Papierform. 

 

Ein Widerruf von Briefwahlstimmen bzw. Vollmachten und Weisungen an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter kann auf den oben genannten Wegen in-

nerhalb der dort genannten Fristen erklärt werden.  

 

 

11. Angaben zu den Rechten der Aktionäre  

 

Anträge von Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Absatz 2 AktG  

 

Aktionäre, deren Anteile allein oder zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 

oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 am Grundkapital erreichen, können ver-

langen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. 

Für jeden neuen Gegenstand der Tagesordnung muss einem solchen Verlangen eine Be-

gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Ergänzungsverlangen müssen der Ge-

sellschaft mindestens 30 Tage vor der Virtuellen Hauptversammlung, also spätestens am 

Sonntag, den 13. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), unter folgen-

der Adresse schriftlich (§ 126 BGB) zugehen: 

 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

- Vorstand - 

Robert-Bosch-Straße 11 

D-63225 Langen (Hessen) 

 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 

des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Ent-

scheidung des Vorstands über das Ergänzungsverlangen halten. § 70 AktG findet Anwen-

dung.  
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Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 118a Absatz 1 Satz 2 

Nr. 3, 126 und 127 AktG  

 

Jeder Aktionär ist – persönlich oder durch einen Bevollmächtigten – berechtigt, im Vor-

feld der Virtuellen Hauptversammlung Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge 

zu den auf der Tagesordnung stehenden Wahlen zu übersenden (§§ 126 Absatz 1, 127 

AktG). Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 Absatz 1 bis 

Absatz 3 AktG bzw. §§ 126 Absatz 1 bis Absatz 3, 127 Satz 1 AktG zugänglich zu machen 

sind, gelten nach § 126 Absatz 4 AktG als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. 

Sofern der Aktionär, der den Gegenantrag gestellt oder den Wahlvorschlag unterbreitet 

hat, nicht ordnungsgemäß legitimiert bzw. nicht ordnungsgemäß zur Hauptversamm-

lung angemeldet ist, muss der Antrag in der Hauptversammlung jedoch nicht behandelt 

werden.  

 

Das Recht des Versammlungsleiters der Virtuellen Hauptversammlung, im Rahmen der 

Abstimmung zuerst über die Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt 

hiervon unberührt. Sollten die Vorschläge der Verwaltung mit der notwendigen Mehr-

heit angenommen werden, haben sich insoweit die Gegenanträge oder (abweichende) 

Wahlvorschläge erledigt.  

 

Gegenanträge von Aktionären werden vorbehaltlich § 126 Absatz 2 und Absatz 3 AktG, 

Wahlvorschläge werden vorbehaltlich §§ 127 Satz 1, 126 Absatz 2 und Absatz 3 und 

§ 127 Satz 3 AktG ausschließlich im Internet unter der Adresse www.demire.ag und dort 

im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ 

bzw. unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

einschließlich des Namens des jeweiligen Aktionärs, gegebenenfalls einer Begründung 

und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung zugänglich gemacht, wenn die nach-

folgend beschriebenen Voraussetzungen eingehalten werden.  

 

Zugänglich zu machende Gegenanträge müssen sich gegen einen Vorschlag von Vor-

stand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung richten. Zu-

gänglich zu machende Wahlvorschläge müssen zu einer auf der Tagesordnung stehen-

den Wahl übersandt werden. Solche Gegenanträge oder Wahlvorschläge müssen der 

Gesellschaft spätestens am Dienstag, den 29. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt 

des Zugangs), unter einer der nachstehenden Kontaktmöglichkeiten zugegangen sein: 
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DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

- Vorstand - 

Robert-Bosch-Straße 11 

D-63225 Langen (Hessen) 

 

oder 

E-Mail: HV@gfei.de 

 

Gegenanträge müssen nach dem Gesetzeswortlaut mit einer Begründung versehen sein; 

bei Wahlvorschlägen bedarf es keiner Begründung. Die Gesellschaft wird einen Gegen-

antrag indes auch dann zugänglich machen, wenn es an einer Begründung fehlt. 

 

Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem be-

stimmten Punkt der Tagesordnung und Wahlvorschläge zu einer auf der Tagesordnung 

stehenden Wahl sowie sonstige Anträge im gesetzlich zulässigen Rahmen können dar-

über hinaus gemäß § 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 AktG i.V.m. § 130a Absatz 5 Satz 3 AktG 

auch während der Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation gestellt wer-

den, auch als Bestandteil eines Redebeitrags, ohne dass es hierfür vor der Hauptver-

sammlung einer Übermittlung, Veröffentlichung oder sonstigen Handlung bedarf. 

 

Recht zur Einreichung von Stellungnahmen gemäß §§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 6, § 130a 

Absatz 1 bis 4 AktG  

 

Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre haben – persönlich 

oder durch einen Bevollmächtigten – gemäß §§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 6, 130a Absatz 1 

bis 4 AktG das Recht, vor der Virtuellen Hauptversammlung Stellungnahmen zu den Ge-

genständen der Tagesordnung in Textform im Wege elektronischer Kommunikation 

über das zugangsgeschützte HV-Portal unter der Adresse www.demire.ag und dort im 

Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ 

bzw. unter der Adresse  

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

einzureichen.  

 

Stellungnahmen sind in Textform als Datei im PDF-Format einzureichen und dürfen 

10.000 Zeichen (inklusive Leerzeichen) nicht überschreiten. Mit dem Einreichen erklärt 

sich der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die 
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Stellungnahme unter Nennung seines Namens im zugangsgeschützten HV-Portal zu-

gänglich gemacht wird.  

 

Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also bis spätes-

tens Donnerstag, den 8. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), einzu-

reichen. Eingereichte Stellungnahmen werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 

Zugänglichmachung nach § 130a Absatz 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf (z.B. weil 

die Stellungnahme in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende An-

gaben oder Beleidigungen enthält), bis spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, 

also bis spätestens Freitag, den 9. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), im zugangsgeschützten 

HV-Portal zugänglich gemacht. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden eben-

falls im HV-Portal veröffentlicht. Bei fremdsprachigen Stellungnahmen erfolgt keine 

Übersetzung. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass Fragen, Widersprüche, Gegenanträge oder Wahlvor-

schläge, die in einer Stellungnahme enthalten sind, unberücksichtigt bleiben. Für Fragen 

und Widersprüche sowie Gegenanträge und Wahlvorschläge gilt das in dieser Einberu-

fung jeweils beschriebene Verfahren.  

 

Rederecht gemäß §§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 7, 130a Absatz 5 und 6 AktG  

 

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nach-

weis ihres Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben, und die elektronisch zur Vir-

tuellen Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben in der Virtuellen Hauptversamm-

lung ein Rederecht, das im Wege der Videokommunikation ausgeübt wird. Ab Beginn 

der Virtuellen Hauptversammlung werden über das zugangsgeschützte HV-Portal, zu-

gänglich unter der Adresse www.demire.ag und dort im Bereich „Investor Relations“ 

unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

die Funktion für die Wortmeldung und die Antragstellung aktiviert, über die ordnungs-

gemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes ordnungs-

gemäß erbracht haben, bzw. deren Bevollmächtigte ihren Redebeitrag bzw. Antrag an-

melden können.  

 

Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach 

§§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 3, 126 Absatz 1 und 127 AktG zu stellen bzw. zu machen 

sowie das in der Hauptversammlung bestehende Auskunftsrecht (wie nachstehend 
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unter „Auskunftsrecht gemäß §§ 118 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4, 131 AktG“ beschrieben) gel-

tend zu machen.  

 

Das Rederecht kann auch durch den Bevollmächtigten eines Aktionärs ausgeübt werden. 

Eine Ausübung des Rederechts durch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter für die sie bevollmächtigenden Aktionäre ist jedoch ausgeschlossen.  

 

Für die elektronische Zuschaltung im Wege der Videokommunikation benötigen Aktio-

näre oder deren Bevollmächtigte einen Internetzugang sowie ein entsprechendes End-

gerät (z.B. Laptop, PC, Smartphone oder Tablet, jeweils mit Kamera und Mikrofon, auf 

die vom Browser aus zugegriffen werden kann). Weitere Informationen zu den techni-

schen Voraussetzungen für die elektronische Zuschaltung zur Virtuellen Hauptversamm-

lung finden Sie unter der Adresse www.demire.ag und dort im Bereich „Investor Rela-

tions“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung.  

 

Personen, die sich über das HV-Portal für einen Redebeitrag bzw. eine Antragstellung 

angemeldet haben, werden im zugangsgeschützten HV-Portal für ihren Redebeitrag 

bzw. ihre Antragsstellung freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktions-

fähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Ge-

sellschaft in der Virtuellen Hauptversammlung und vor dem Redebeitrag bzw. der An-

tragstellung zu überprüfen und diese(n) zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit 

nicht sichergestellt ist.  

 

Gemäß § 19 Absatz 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter das 

Rederecht (einschließlich des Nachfrage- und Fragerechts gemäß § 131 Absatz 1d bzw. 

1e AktG) zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der 

Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen des Verhand-

lungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie des ein-

zelnen Rede- und Fragebeitrags angemessen festzusetzen.  

 

Auskunftsrecht gemäß §§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 4, 131 AktG 

 

Ordnungsgemäß zur Virtuellen Hauptversammlung angemeldete Aktionäre, die auch 

den Nachweis ihres Anteilsbesitzes ordnungsgemäß erbracht haben, haben ein Aus-

kunftsrecht in der Hauptversammlung, das im Wege elektronischer Kommunikation aus-

zuüben ist. Auf Verlangen sind jedem Aktionär gemäß §§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 4, 131 

Absatz 1 AktG vom Vorstand Auskünfte über Angelegenheiten der Gesellschaft zu 
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geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung der Gegenstände der Tagesordnung er-

forderlich sind. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäft-

lichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie die 

Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Eine 

Einreichung von Fragen im Vorfeld der Hauptversammlung ist nicht möglich. Auskunfts-

verlangen dürfen Bestandteil eines Redebeitrags sein.  

 

Es ist vorgesehen, dass der Versammlungsleiter gemäß § 131 Absatz 1f AktG festlegen 

wird, dass das Auskunftsrecht insgesamt ausschließlich über die von der Gesellschaft 

angebotene Videokommunikation im HV-Portal auszuüben ist. Die näheren Modalitäten 

der Ausübung des Auskunftsrechts wird der Versammlungsleiter in der Virtuellen Haupt-

versammlung näher erläutern. Die Ausübung des Auskunftsrechts ist ausschließlich am 

Tag der Hauptversammlung in der Virtuellen Hauptversammlung im Rahmen der Gene-

raldebatte möglich; die Anmeldung hierzu ist ab Eröffnung der Virtuellen Hauptver-

sammlung über das HV-Portal möglich, es gilt auch insoweit das oben zum Rederecht 

Gesagte.  

 

Das Auskunftsrecht kann auch durch den Bevollmächtigten eines Aktionärs ausgeübt 

werden. Eine Ausübung des Auskunftsrechts durch die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter für die sie bevollmächtigenden Aktionäre ist jedoch ausgeschlos-

sen.  

 

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwi-

schen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der Versammlung zuvor zu 

überprüfen und die Wortmeldung zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht 

sichergestellt ist.  

 

Von einer Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus den in § 131 Absatz 3 

AktG genannten Gründen absehen. Gemäß § 19 Absatz 3 der Satzung der Gesellschaft 

kann der Versammlungsleiter das Auskunftsrecht (einschließlich des Nachfrage- und 

Fragerechts gemäß § 131 Absatz 1d bzw. 1e AktG) zeitlich angemessen beschränken. Er 

ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Ver-

laufs den zeitlichen Rahmen des Verhandlungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen 

Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Rede- und Fragebeitrags angemessen fest-

zusetzen. 

 

Zu allen vom Vorstand gegebenen Antworten steht den Aktionären in der Versammlung 

ein Nachfragerecht gemäß § 131 Absatz 1d AktG zu. Für dieses Nachfragerecht gelten 



- 30 - 

 

 

 

 

die vorstehenden Ausführungen entsprechend, insbesondere auch betreffend die Mög-

lichkeit der zeitlich angemessenen Beschränkung durch den Versammlungsleiter.  

 

Widerspruchsrecht gemäß §§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 8, 245 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 AktG 

 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die auch den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 

ordnungsgemäß erbracht haben, und die elektronisch zur Hauptversammlung zuge-

schaltet sind, haben das Recht, Widerspruch gegen Beschlüsse der Virtuellen Hauptver-

sammlung im Wege der elektronischen Kommunikation zu erklären. Der Widerspruch 

kann während der gesamten Dauer der Virtuellen Hauptversammlung bis zu ihrem Ende 

im Wege der elektronischen Kommunikation über das HV-Portal zu Protokoll des Notars 

erklärt werden. Der Notar hat die Gesellschaft zur Entgegennahme von Widersprüchen 

über das HV-Portal ermächtigt und erhält die Widersprüche über das HV-Portal. 

 

Die Erklärung von Widersprüchen kann auch durch den Bevollmächtigten eines Aktio-

närs erfolgen. Die Erklärung von Widersprüchen durch die von der Gesellschaft benann-

ten Stimmrechtsvertreter für die sie bevollmächtigenden Aktionäre gegen Beschlüsse 

der Hauptversammlung zu Protokoll des die Hauptversammlung beurkundenden Notars 

ist jedoch ausgeschlossen.  

 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Absatz 2, 126 

Absatz 1, 127 und 131 Absatz 1 AktG finden Sie unter der Adresse www.demire.ag und 

dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversamm-

lung“ bzw. unter der Adresse 

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung. 

 

12. Informationen gemäß § 124a AktG auf der Internetseite der Gesellschaft 

Der Inhalt der Einberufung zur Virtuellen Hauptversammlung, die der Virtuellen Haupt-

versammlung zugänglich zu machenden Unterlagen und weitere Informationen im Zu-

sammenhang mit der Virtuellen Hauptversammlung sind ab der Einberufung der Virtu-

ellen Hauptversammlung und auch noch während der Virtuellen Hauptversammlung auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse www.demire.ag und dort im 
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Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ 

bzw. unter der Adresse  

 

https://www.demire.ag/hauptversammlung 

 

abrufbar. Ferner werden dort nach der Hauptversammlung die Abstimmungsergebnisse 

veröffentlicht.  

 

13. Datenschutzrechtliche Informationen für Aktionäre 

 

Wenn sich Aktionäre für die Virtuelle Hauptversammlung anmelden und ihre 

Aktionärsrechte betreffend die Virtuelle Hauptversammlung ausüben oder eine 

Stimmrechtsvollmacht erteilen, erhebt die Gesellschaft personenbezogene Daten über 

die Aktionäre und/oder ihre Bevollmächtigten, um den Aktionären und 

Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte betreffend die Virtuelle 

Hauptversammlung zu ermöglichen. 

 

Die Gesellschaft verarbeitet personenbezogene Daten als verantwortliche Stelle unter 

Beachtung der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung („DS-GVO“) sowie al-

ler weiteren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit den personenbezo-

genen Daten und zu den Rechten der Aktionäre gemäß der DS-GVO finden sich auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse www.demire.ag und dort im Bereich 

„Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter 

der Adresse https://www.demire.ag/hauptversammlung. 

 

 

Langen, im April 2025 

 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

Der Vorstand 

 


